
Nürnberger Nachrichten - 16/09/2019 Seite : L01

Copyright (c) 2019 Verlag Nuernberger Presse, Ausgabe 16/09/2019
September 18, 2019 10:14 am (GMT -2:00) Powered by TECNAVIA

Verkleinert auf 80% (Anpassung auf Papiergröße)


 Montag, 16. September 2019   1AUS NÜRNBERG LAND

Feilschen um die Formulierung
Unter dem Schlagwort K L I M A N OT S TA N D  hatten SPD und Grüne Anfang Juli für eine 

Debatte in Feucht gesorgt. Nun wagen sie einen neuen, gemeinsamen Vorstoß. VON CHRISTIAN GEIST 

FEUCHT. Von dem Reizwort der zurück-
liegenden Diskussion ist nichts mehr 
zu lesen. In ihrem gemeinsamen An-
trag wollen Grüne und SPD nicht den 
Klimanotstand ausrufen, wollen aber 
nach wie vor „auf kommunaler Ebene 
Zeichen setzen und mit gutem Bei-
spiel vorangehen“, wie Grünen-Frak-
tionssprecherin Rita Bogner in der 
jüngsten Sitzung des Bauausschusses 
erläuterte. Und Lothar Trapp ergänz-
te für die SPD, dass Feucht natürlich 
nicht die Welt retten könne, aber es 
handele sich um Forderungen, „die 
die Gemeinde nicht überfordern“.

Dieses letztgenannte Argument 
jedoch zweifelten Vertreter von CSU 
und UCS an. In einem Punkt des An-
trags heißt es nämlich: „Die Verwal-
tung wird beauftragt bei Beschlüssen 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten eine 
entsprechende Abwägung darzustel-
len, um die Auswirkungen des zu fas-
senden Beschlusses hinsichtlich (...) 
Klimaschutz, Ökologie und Ökono-
mie besser bewerten zu können.“ Im 
Umweltbeirat tags zuvor war der An-
trag bereits mit 4:9 Stimmen durch-
gefallen. „Wenn wir als Verwaltung 
Beschlüsse bewerten sollen, dann 

brauchen wir Gutachten und externes 
Personal“, erläuterte Jeanette Thin 
vom Bauamt die Entscheidung. 

Angst vor teuren Gutachten
Teure Gutachten waren schon An-

fang Juli eines der Hauptargumen-
te, die zur ablehnenden Haltung des 
Umweltbeirats geführt hatten (wir 
berichteten). Im Bauausschuss gin-
gen nun die Meinungen auseinander, 
wie die vier Worte „im Rahmen ih-
rer Möglichkeiten“ zu interpretieren 
seien. SPD und Grüne waren der An-
sicht, dass die Verwaltung nur eigene 

Kapazitäten aufwenden dürfe. CSU 
und UCS hingegen argumentierten, 
dass Engagieren externer Experten 
und Einholen bestimmter Gutachten 
zu den Möglichkeiten der Verwaltung 
zu zählen sei. 

Thema für den Gemeinderat
Im Zuge dessen lieferten sich die 

Wortführer der vier Fraktionen einen 
kurzen Schlagabtausch, warfen sich 
gegenseitig Wahlkampf-Manöver vor 
und diskutierten - wie schon Anfang 
Juli - über Wirksamkeit, Motivation 
und finanzielle Auswirkungen ei-

nes solchen Antrags. Angesichts des
drohenden Scheiterns wollte Bogner 
den Antrag schließlich noch durch
eine Änderung retten. Dies war je-
doch nicht möglich, da der zweite
Antragssteller, Ernst Klier (SPD), kein
Mitglied des Bauausschusses ist und 
folglich nicht zugegen war. Somit 
ging der Antrag, wie formuliert, in die
Abstimmung und fiel mit 4:5 Stim-
men durch. 

Bogner indes kündigte an, den 
Antrag bis zur nächsten Sitzung des
Marktgemeinderates überarbeiten zu
wollen.

„Wir müssen sie demaskieren“
Michael Helmbrecht kritisiert mit Nachdruck die sozialen Netzwerke. Und er ermuntert sein Publikum, die Grundwerte 

der Demokratie zu verteidigen und R EC H T S E X T R E M E  stets bloßzustellen, aber nie deren Würde anzugreifen. VON CHRISTIAN GEIST

FEUCHT. In seiner Rede bezog sich Mi-
chael Helmbrecht mehrfach auf das 
Grundgesetz und insbesondere auf 
die UN-Menschenrechtscharta. Darin 
heißt es unter anderem, dass ein Le-
ben ohne Furcht und ohne Not mög-
lich sein und man sich mit Respekt 
und Achtung begegnen müsse. „In 
solchen Zeiten leben wir momentan 
leider nicht“, sagte Helmbrecht. Sonst 
hätten sich die Menschen anlässlich 
des Tags der Demokratie nicht so 
zahlreich auf dem Sparkassenplatz 
versammeln müssen: in Sorge um die 
Demokratie und im Widerstand ge-
gen Hass und Hetze. 

Die Menschenrechtscharta 
stammt aus dem Jahr 1948 – einge-
denk der nationalsozialistischen 
Gräuel, die ein „Bündnis aus Totma-
chern, Mitmachern und Zuschauern“ 
ermöglicht habe. Darum appellierte 
der Sozialwissenschaftler und Mit-
begründer der Allianz gegen Rechts-
extremismus an alle Besucher, die 
Gleichwertigkeit jedes Menschen zu 
achten. „Wir sind alle mit der glei-
chen Würde ausgestattet. Schon al-
lein wegen des Umstands, dass wir 
alle Menschen sind.“ Helmbrecht ver-
urteilte Hass und Hetze in maskierter 
und in offener Form „in den sozialen 
und asozialen Netzwerken“. 

Hass und Hetze sind keine Meinung
Die AfD etwa bewege sich mit ih-

ren Pamphleten außerhalb unserer 
moralischen Kultur und unserer Ver-
fassung. „Der Ausschluss von Men-
schen aus der Menschheitsfamilie 
beginnt immer mit der Verrohung 
der Sprache“, meinte Helmbrecht. 
Danach – so zeige es die Genozidfor-
schung – folgten Ghettos, Vertrei-

bung, Vernichtung. „Hass und Hetze 
der Rechtsextremen innerhalb und 
außerhalb der AfD sind nicht durch 
die Meinungsfreiheit gedeckt“, stellte 
Helmbrecht klar, denn das Grundge-
setz und die Menschenrechtscharta 
seien nun mal kein Gemischtwaren-
laden, aus dem man sich etwas he- 
rauspicken könne. 

„Brutstätten der Unvernunft“
Für die Verteidigung der Demo-

kratie forderte er eine konsequente, 
strafrechtliche Verfolgung und eine 
Sprache der Vernunft: in den Parla-
menten, auf der Straße und in den 
„Brutstätten der Unvernunft“, den so-
zialen Netzwerken. „Eine wehrhafte 
Demokratie setzt Grenzen“, sagte Hel-
brecht. Und die Toleranz ende dort, 
wo sie von anderen benutzt wird, um 
eben jene Toleranz abzuschaffen. Er 
forderte alle Anwesenden auf, Klar-
text zu sprechen und zu demaskie-
ren – mit dem Vertrauen, die Wahr-
heit für sich in Anspruch nehmen 
zu können. Auch wenn man, das gab 
Helmbrecht zu, als rational argumen-
tierender Demokrat oft schlechte Kar-
ten habe gegen den polemisierenden 
Diskurs der Rechtsextremen, die nur 
auf Schenkelklopfer in der hochge-
putschten Arena der Erregbarkeit 
abzielten. „Wir müssen sie ertappen, 
bloßstellen, demaskieren. Aber ohne 
sie in ihrer Würde zu beschädigen“, 
sagte Helmbrecht und nahm Bezug 
auf ein Zitat Martin Luther Kings, 
nach dem nicht die Dunkelheit die 
Dunkelheit vertreiben kann. „Nur das 
Licht kann das. Stehen wir auf, haben 
wir einen langen Atem und bleiben 
wir ein Licht. Das wünsche ich uns 
allen.“

Im Anschluss an Helmbrechts 
Rede hatten Feuchter Bürger sogleich 
Gelegenheit, ein politisches Bekennt-
nis abzugeben. Ans Mikrofon traute 
sich nach kurzem Schweigen auf dem 
Platz schließlich Marcel Schneider. 
Der SPD-Politiker legte Wert darauf, 
als Privatperson zu sprechen, als „be-
kennender homosexueller Mensch“, 
der bereits mehrfach Morddrohun-
gen von Rechtsextremen erhalten 
hat. Er forderte dazu auf, die Demo-
kratie nicht nur heute, sondern auch 
an allen anderen Tagen des Jahres zu 
verteidigen. Und er bedauerte, dass so 
wenig junge Menschen zu der Kund-
gebung gekommen waren. Denn „der 
Jugend gehört die Zukunft und sie hat 
die Macht über das Netz“. 

Weiter traute sich Andreas Sper-
ling, Vorstandsmitglied der örtlichen 
Grünen, ans Rednerpult. Er wolle mit 

dem Demaskieren beginnen, sagte 
Sperling und verlas zwei Zitate, die 
derzeit durch die sozialen Medien ge-
hen und die sich in Duktus und Wort-
wahl frappierend ähneln. Das eine 
stammt von Joseph Goebbels (1928), 
das andere von Björn Höcke. „Wir wis-
sen alle, welcher Partei dieser Mann
angehört. Solche Aussagen sind keine 
Dummheit, sie sind berechnend.“ 

Bereits zu Beginn der Veranstal-
tung hatte Pfarrer Roland Thie die
sechs Parteien (CSU, SPD, Grüne, UCS,
Franken und FDP) gelobt, die sich an
der Kundgebung beteiligten. Dies sei
ein wichtiges Zeichen gegen Hass
und Hetze, denn „in den letzten drei,
vier Jahren werden unsere demokra-
tischen Grundsätze offen in Frage
gestellt, werden andere Meinungen
nicht mehr toleriert und Menschen 
ihre Grundrechte aberkannt“.

Vertreter nahezu aller Feuchter Parteien demonstrieren mit zahlreichen Bürgern am Sonntagvormittag auf dem Sparkassenplatz. Initiiert hatte die Kundgebung SPD-
Ortsvorsitzende Inge Jabs (rechts).  Fotos: Christian Geist 

Aufstehen für Demokratie: Dazu motiviert Michael Helmbrecht.

 WA S  KO M M T 

Alle(s) 
gegen Thuja

FEUCHT. Der Markt Feucht unter-
stützt seine Bürger finanziell, wenn 
sie ihre Thujahecke entfernen und 
durch heimische Gewächse erset-
zen (wir berichteten). Auf dem Alten 
Friedhof aber begrenzen lange Thu-
jahecken die vier großen Grabfel-
der. Auf einen Antrag von drittem 
Bürgermeister Gerd Steuer (UCS) 
hin, hat der Bauausschuss in seiner 
jüngsten Sitzung diesen Hecken 
nun den Kampf angesagt. Weil die 
Thujen mitunter sehr nah an den 
Gräbern stehen und ein Herausrei-
ßen aller Pflanzen die Statik man-
cher Ruhestätte gefährden könnte, 
wird die Gemeinde hier nicht zum 
Kahlschnitt ausholen. Stattdessen 
sollen die Thujahecken nach und 
nach ersetzt werden. Der Beschluss 
erfolgte einstimmig. chg

Gauchsbach 
wird abgefischt

FEUCHT. Die Marktgemeinde arbeitet 
weiter an der Renaturierung des 
Gauchsbachs. Zwischen Talstraße 
und Friedrich-Ebert-Straße soll das 
Bachbett verlegt sowie der Geh- und 
Radweg neu angelegt werden (wir 
berichteten). Nun hat der Bauaus-
schuss die anstehenden Arbeiten 
für eine Summe von 225 000 Euro 
an eine Firma aus Berngau verge-
ben. Im Oktober sollen die Gehölze 
entlang des Gewässers entfernt und 
die Fische des Gauchsbachs abge-
fischt werden. Dann ist bis Februar 
Zeit, das Bachbett zu gestalten und 
anschließend zu bepflanzen. chg

L U F T D R U C K G E W E H R

Schießerei auf 
der Autobahn

FEUCHT/HILPOLTSTEIN. Ein 24-jähriger 
Autofahrer hat am Freitagnachmit-
tag einen Stau auf dem Standstreifen 
umfahren und mit einem Luftdruck-
gewehr auf einen LKW geschossen. 

Der Mann war auf der A9 zwi-
schen Hilpoltstein und Göggelsbuch 
unterwegs, als er auf die Standspur 
auswich. Da diese ein Sattelzug blo-
ckierte, wechselte der Mann auf die 
mittlere Spur. Auf Höhe des Führer-
hauses zückte er ein Luftdruckge-
wehr und schoss mehrfach auf den 
LKW. Da er von mehreren Zeugen be-
obachtet wurde, stoppte ihn die Poli-
zei an der Rastanlage Feucht-Ost und 
nahm ihn fest. Das Luftdruckgewehr, 
das den Anschein einer halbautoma-
tischen Langwaffe macht, lag noch 
auf dem Beifahrersitz. Der Lastwa-
genfahrer wurde bei der Schießerei 
nicht verletzt. 

Der Mann sitzt nun in Untersu-
chungshaft. Gegen ihn wird wegen 
des Gefährlichen Eingriffs in den 
Straßenverkehr, der versuchten Ge-
fährlichen Körperverletzung und 
Verstoß gegen das Waffengesetz er-
mittelt. Seinen Führerschein ist er 
ebenfalls los. db


